
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Einlagekonto der GmbH: Kann ein 
einzelner Gesellschafter Bescheide 
anfechten?

Auf dem steuerlichen Einlagekonto einer 
Kapitalgesellschaft werden insbesondere 
die Einlagen erfasst, die der Gesellschaf-
ter an seine Kapitalgesellschaft geleistet 
hat. Werden solche Einlagen später an 
den Gesellschafter aus dem Einlagekonto 
zurückgezahlt, dann muss der Gesellschaf-
ter diese Einlagenrückgewähr - anders als 
Gewinnausschüttungen - nicht versteuern. 
Der Bestand des steuerlichen Einlagekon-
tos wird Jahr für Jahr mit einem besonde-
ren Bescheid festgeschrieben (§ 27 Abs. 2 
KStG). Dieser Bescheid richtet sich an die 
Kapitalgesellschaft. Der Gesellschafter ei-
ner Kapitalgesellschaft kann den Bescheid 
über den Bestand des steuerlichen Einla-
gekontos nicht eigenständig anfechten. 
Dies hat der Bundesfinanzhof mit Urteil 
vom 21.12.2022 (I R 53/19) entschieden. Al-
lerdings liegt nunmehr die Verfassungsbe-
schwerde vor, so dass das letzte Wort doch 

nicht gesprochen ist. Das Az. beim Bundes-
verfassungsgericht lautet: 1 BvR 1060/23.

Im Streitfall war die Klägerin an einer 
GmbH beteiligt; sie hatte im Jahr 2007 eine 
hohe Einlage geleistet. Der Vorgang war 
irrtümlich nicht deklariert worden und 
der entsprechende Bescheid wurde be-
standskräftig. Erst im Jahr 2018 legte die 
Klägerin Einspruch mit der Begründung 
ein, dass ohne Erfassung ihrer Einlage im 
Bescheid eine spätere steuerfreie Einla-
genrückgewähr nicht möglich sei. Weder 
dieser Einspruch noch die nachfolgende 
Klage waren erfolgreich. Das Finanzgericht 
entschied, dass alleine die GmbH als Ad-
ressatin des Bescheids das Recht habe, 
diesen anzufechten. Der Bundesfinanzhof 
bestätigte diese Auffassung. Grundsätzlich 
kann ein Bescheid nur von den Adressaten 
angefochten werden. Das ist im Fall des Be-
scheids gemäß § 27 Abs. 2 KStG die Kapit-
algesellschaft und allein sie kann deshalb 
Einspruch einlegen und Klage erheben. 
Der Gesellschafter der Kapitalgesellschaft 
ist nicht Adressat, sondern als Dritter le-
diglich mittelbar von dem Bescheid be-
troffen. Ein eigenes Anfechtungsrecht des 
Gesellschafters („Drittanfechtungsrecht“) 

ist auch nicht ausnahmsweise anzuerken-
nen. Ob die Haltung des BFH zutreffend ist, 
müssen nun die Richter in Karlsruhe ent-
scheiden. Bis zu dessen Urteil werden aber 
sicherlich noch einige Jahre vergehen.

EU-Taxameter und Wegstreckenzähler: 
Kosten der erstmaligen 
Implementierung

EU-Taxameter und Wegstreckenzähler sind 
elektronische Aufzeichnungssysteme im 
Sinne der Kassensicherungsverordnung. 
Die damit zu führenden digitalen Auf-
zeichnungen sind durch eine zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung (TSE) 
zu schützen. Zur Frage der steuerlichen 
Behandlung der Kosten der erstmaligen 
Implementierung von TSE und der ein-
heitlichen digitalen Schnittstelle hat das 
Bundesfinanzministerium folgende Verein-
fachungsregelung erlassen (BMF-Schreiben 
vom 30.8.2023, IV D 2 - S 0316-a/19/10006: 
037): Es wird nicht beanstandet, wenn die 
Kosten für die nachträgliche erstmalige 
Ausrüstung bestehender EU-Taxameter 
oder Wegstreckenzähler mit einer TSE und 
die Kosten für die erstmalige Implementie-
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rung der einheitlichen digitalen Schnitt-
stelle eines bestehenden elektronischen 
Aufzeichnungssystems in voller Höhe so-
fort als Betriebsausgaben abgezogen wer-
den.

Gesetzgebung: Befristete Wiedereinfüh-
rung der degressiven Abschreibung

 
Das so genannte Wachstumschancenge-
setz befindet sich derzeit zwar noch in 
der parlamentarischen Beratung und wird 
wohl erst im Dezember 2023 verabschiedet. 
Dennoch möchten wir Sie bereits heute auf 
eine Änderung aufmerksam machen: Es 
ist geplant, eine degressive Abschreibung 
für bewegliche Wirtschaftsgüter einzufüh-
ren, die im Zeitraum vom 1. Oktober 2023 
bis 31. Dezember 2024 angeschafft oder 
hergestellt werden. Der bei der degressi-
ven AfA anzuwendende Prozentsatz darf 
höchstens das Zweieinhalbfache des Pro-
zentsatzes der linearen AfA betragen und 
25 Prozent nicht übersteigen. Die degres-
sive AfA ist nur bei Wirtschaftsgütern des 
beweglichen Anlagevermögens zulässig, 
gilt also nur bei den Einkünften aus Ge-
werbebetrieb, selbstständiger Arbeit und 
Land- und Forstwirtschaft. Es spielt dabei 
keine Rolle, ob der Gewinn durch Betriebs-
vermögensvergleich oder durch Einnah-
menüberschussrechnung ermittelt wird. 
Die degressive AfA für bewegliche Wirt-
schaftsgüter kommt nicht in Betracht bei 
den Einkünften aus nichtselbstständiger 
Arbeit und bei den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung. 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Dienstwagen: Garagenkosten mindern 
steuerpflichtigen Nutzungsanteil nicht

Für die private Nutzung eines Dienstwa-
gens ist monatlich ein Prozent des Brut-
tolistenpreises zu versteuern, wenn kein 
Fahrtenbuch geführt wird. Einzelne Kosten 
des Arbeitnehmers, insbesondere Kraft-
stoffkosten, die dieser selbst trägt, kön-
nen den steuerpflichtigen privaten Nut-
zungswert aber vermindern (BFH-Urteil 
vom 30.11.2016, VI R 2/15). Doch was gilt, 
wenn Arbeitnehmer ihren Firmenwagen 
in der eigenen Garage unterstellen? Dür-
fen die anteilig auf die Garage entfallen-
den Gebäudekosten, also die Absetzung 
für Abnutzung der Garage, ebenfalls den 
steuerpflichtigen privaten Nutzungswert 
vermindern?

In 2019 hat das Finanzgericht Münster ent-
schieden, dass die anteilig auf die Garage 
eines Arbeitnehmers entfallenden Grund-
stückskosten nicht den geldwerten Vor-
teil für die Überlassung eines Fahrzeugs 
durch den Arbeitgeber mindern (Urteil 

vom 14.3.2019, 10 K 2990/17). Und auch das 
Niedersächsische FG hat in diesem Sinne 
entschieden: Die anteilig auf eine private 
Garage eines Arbeitnehmers entfallenden 
Gebäudekosten mindern den geldwerten 
Vorteil aus der Nutzungsüberlassung ei-
nes betrieblichen Fahrzeugs grundsätzlich 
nicht. Etwas anderes könne möglicherwei-
se gelten, wenn die Unterbringung in der 
Garage zwingende Voraussetzung bzw. eine 
Bedingung für die Überlassung des Kfz ist. 
Eine solche Verpflichtung lag im Urteils-
fall aber nicht vor oder konnte zumindest 
nicht nachgewiesen werden (Urteil vom 
9.10.2020, 14 K 21/19). Der Bundesfinanzhof 
hat dieser Auffassung nun zugestimmt und 
die Revision gegen das Urteil des Nieder-
sächsischen FG zurückgewiesen (BFH-Ur-
teil vom 4.7.2023, VIII R 29/20).

Vorteilsmindernde Nutzungsentgelte seien 
nur solche Aufwendungen, die (einschließ-
lich der vom Arbeitnehmer zu tragenden 
Anschaffungskosten) für die Überlassung 
und Inbetriebnahme des Dienstwagens 
vom Arbeitnehmer an den Arbeitgeber zu 
leisten sind. Der Arbeitnehmer müsse sich 
insoweit gegenüber dem Arbeitgeber zur 
Tragung bestimmter Aufwendungen für 
das überlassene Fahrzeug verpflichten. 
Im Urteilsfall seien die Aufwendungen für 
die Garagen-AfA kein solches vorteilsmin-
derndes Nutzungsentgelt, weil der Kläger 
nicht aufgrund einer mit dem Arbeitge-
ber getroffenen Vereinbarung verpflichtet 
war, die überlassenen Fahrzeuge in seiner 
Garage unterzustellen. Eine allgemein ge-
haltene Vorgabe des Arbeitgebers, einen 
Dienstwagen sorgfältig und unter Beach-
tung der Betriebsanleitung zu behandeln, 
genüge nicht. Die Garagen-AfA sei auch 
nicht als vorteilsmindernde Einzelausgabe 
einzuordnen. Vorteilsmindernde einzelne 
Aufwendungen außerhalb eines laufen-
den Nutzungsentgelts müssen ebenfalls 
nutzungsabhängig sein; zudem sei auch 
hier erforderlich, dass diese Kosten vom 
Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber 
zu übernehmen sind.

Praxistipp:
Es liegt der Gedanke nahe, dass ein 
Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer 
verpflichtet, einen Dienstwagen nachts 
stets in der Garage unterzustellen, so-
fern der Arbeitnehmer über eine solche 
verfügt. Entsprechende vertragliche 
Abreden sollten aber mit Bedacht 
gewählt werden. Die Beteiligten sollten 
insbesondere zuvor prüfen (lassen), 
welche rechtlichen Folgen sich ergeben, 
wenn das Fahrzeug beschädigt oder 
gestohlen wird, während es ausnahms-
weise außerhalb der Garage abgestellt 
wurde.

Midijobs: Neue Grenzwerte für den 
Übergangsbereich

Ein Gehalt oberhalb der Minijob-Grenze 
unterliegt zwar der Renten-, Arbeitslo-
sen-, Kranken- und Pflegeversicherung, 
doch im so genannten Übergangsbereich 
(früher: Gleitzone) werden die Sozialab-
gaben für die Arbeitnehmer von einer 
ermäßigten Bemessungsgrundlage be-
rechnet - und zwar nach einer kompli-
zierten Berechnungsformel. Seit dem  
1. Januar 2023 liegt der Übergangsbe-
reich bei den so genannten Midijobs 
zwischen 520,01 Euro und 2.000 Euro. 
Ab dem 1. Januar 2024 wird der Über-
gangsbereich bei Midijobs voraussicht-
lich im Bereich von 538,01 Euro bis  
2.000 Euro liegen, da die Minijob-Grenze 
auf 538 Euro erhöht werden soll.

Stille Beteiligung beim Arbeitgeber: 
Kapitaleinkünfte statt Arbeitslohn

Beteiligt sich ein Angestellter als typisch 
stiller Gesellschafter am Unternehmen sei-
nes Arbeitgebers, ist die Frage zu beantwor-
ten, ob die Erträge aus dieser Beteiligung 
als Kapitaleinkünfte oder als Arbeitslohn 
gelten. Die Antwort ist bedeutsam, weil 
Kapitaleinkünfte üblicherweise nur dem 
Abgeltungsteuersatz unterliegen, während 
Arbeitslohn mit dem persönlichen Steu-
ersatz zu versteuern ist. Das Finanzgericht 
Baden-Württemberg hat hierzu entschie-
den, dass Kapitaleinkünfte vorliegen, wenn 
der Arbeitnehmer keinen arbeitsvertragli-
chen Anspruch auf Einräumung der stillen 
Beteiligung hatte (FG Baden-Württemberg, 
Urteil vom 6.10.2022,12 K 1692/20). 

Der Sachverhalt: Der Kläger war Arbeit-
nehmer einer GmbH, die „ausgesuchten, 
besonders wichtigen Mitarbeitern“ die 
Möglichkeit eröffnet hatte, sich als typisch 
stiller Gesellschafter für die Dauer der An-
stellung bei der GmbH zu beteiligen. Ende 
2010 schloss der Kläger mit der GmbH ei-
nen Gesellschaftsvertrag einer typischen 
stillen Beteiligung und leistete seine Ein-
lage. Das Finanzamt behandelte die Ge-
winnanteile des Klägers aus seiner stillen 
Beteiligung als Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit. Mit seiner Klage begehrte 
der Kläger, seine Gewinnanteile als Kapi-
taleinkünfte zu erfassen. Das Finanzgericht 
gab der Klage statt. Die Gewinnanteile aus 
der stillen Beteiligung an der GmbH seien 
beim Kläger weder Einkünfte aus nichts-
elbständiger Arbeit gemäß § 19 EStG noch 
gewerbliche Einkünfte, sondern Einkünfte 
aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 
4 EStG. 

Begründung: Im Streitfall sei die Arbeitneh-
merstellung des Klägers bei der GmbH für 
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das daneben bestehende Gesellschafts-
verhältnis zwischen dem Kläger und der 
GmbH - als unabhängiges Sonderrechts-
verhältnis - weder prägend noch stehe sie 
im Vordergrund. Die dem Kläger zugeflos-
senen Gewinnanteile seien nicht durch 
sein Arbeitsverhältnis veranlasst. Die Ge-
winnanteile hätten ihre Ursache vielmehr 
in der Kapitalbeteiligung des Klägers, die 
als Sonderrechtsverhältnis unabhängig 
vom Arbeitsverhältnis des Klägers bestehe. 
Soweit daneben auch Gesichtspunkte ge-
geben seien, die für einen Veranlassungs-
zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis 
des Klägers bei der GmbH sprächen, wür-
den diese hinter die letztlich ausschlagge-
bende Kapitalbeteiligung des Klägers am 
Unternehmen der GmbH zurücktreten und 
würden von diesem Sonderrechtsverhält-
nis überlagert, das die Grundlage für die 
dem Kläger zugeflossenen Gewinnanteile 
bilde.

Für ein unabhängig vom Arbeitsverhältnis 
bestehendes Sonderrechtsverhältnis spre-
che insbesondere, dass der Kläger keinen 
arbeitsvertraglichen Anspruch auf Einräu-
mung der stillen Beteiligung gehabt habe. 
Darüber hinaus habe der Kläger die Einla-
ge in die GmbH auch aus seinem Vermö-
gen erbracht. Zudem trage der Kläger ein 
effektives Verlustrisiko. Zum einen beste-
he die Möglichkeit des Totalverlusts seiner 
Kapitaleinlage als solche. Zum anderen 
trage der Kläger das Verlustrisiko hinsicht-
lich der laufenden Jahresergebnisse. Dass 
dieses Verlustrisiko auf die Höhe seiner 
Einlage begrenzt sei, falle dabei nicht ins 
Gewicht, da er in diesem Fall an künftigen 
Gewinnen nur dann teilnehme, wenn die 
Verlustanteile wieder ausgeglichen seien. 
Schließlich stünden die Gewinnanteile dem 
Kläger auch dann zu, wenn er das gesamte 
Geschäftsjahr - zum Beispiel krankheitsbe-
dingt - ausgefallen wäre. Gerade hierdurch 
zeige sich die Unabhängigkeit von Ar-
beitsleistung und Kapitalüberlassung sehr 
deutlich (Quelle: FG Baden-Württemberg, 
Newsletter 1/2023).

Praxistipp:
Gegen das Urteil wurde Revision beim 
Bundesfinanzhof eingelegt, die unter 
dem Az. VIII R 13/23 vorliegt. Insofern 
besteht in diesem und ähnlichen Fällen 
noch eine gewisse Rechtsunsicherheit. 

Zeitsoldaten: Erste Tätigkeitsstätte bei 
Förderung der beruflichen Bildung

Aufwendungen für die Fahrten zur ers-
ten Tätigkeitsstätte dürfen nur mit der 
Entfernungspauschale steuerlich geltend 
gemacht werden, während Fahrten zu Aus-
wärtstätigkeiten nach Reisekostengrund-

sätzen zu berücksichtigen sind. Zudem 
können für Auswärtstätigkeiten Verpfle-
gungspauschalen berücksichtigt werden. 
Auswärtstätigkeiten liegen vor, wenn je-
mand außerhalb seiner ersten Tätigkeits-
stätte beruflich tätig ist. Die Frage, wo die 
erste Tätigkeitsstätte liegt, kann beispiels-
weise bei längerfristigen Abordnungen 
streitig sein. Das Finanzgericht Nürnberg 
hat diesbezüglich entschieden, dass eine 
Soldatin Fahrtkosten vom Wohnort zur 
Ausbildungsstätte nur in Höhe der Entfer-
nungspauschale abziehen und auch keine 
Verpflegungsmehraufwendungen ansetzen 
darf, wenn sie vom militärischen Dienst 
freigestellt ist, um eine Ausbildung im öf-
fentlichen Dienst zu absolvieren (FG Nürn-
berg, Urteil vom 8.3.2023, 5 K 211/22).

Die Klägerin war von Anfang 2009 bis An-
fang 2021 Soldatin auf Zeit. In der Zeit 
von 1.9.2019 bis 4.1.2021 war sie vom mi-
litärischen Dienst freigestellt und in das 
Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen 
worden. Sie absolvierte in dieser Zeit die 
Laufbahnausbildung zur Verwaltungsse-
kretärin bei einer Gemeinde (Förderung 
nach § 5 Soldatenversorgungsgesetz). 
Sie erhielt ihre Bezüge aber weiter vom 
Bundesverwaltungsamt. In der Einkom-
mensteuererklärung für 2019 machte die 
Klägerin hohe Kosten für eine Auswärtstä-
tigkeit geltend. Sie begründet dies damit, 
dass ihre erste Tätigkeitsstätte weiter in 
der Stammkaserne gelegen habe. Die erste 
Tätigkeitsstätte sei nicht aufgegeben wor-
den, so dass die Ausbildung bei der Stadt 
eine Auswärtstätigkeit darstelle. Finanzamt 
und Finanzgericht hingegen sahen bei der 
Gemeinde die erste Tätigkeitsstätte, so 
dass der Abzug von Dienstreisesätzen für 
die Fahrtkosten und von Verpflegungspau-
schalen nicht in Betracht kamen. 

Begründung: Mit der Berufung der Klägerin 
in das Beamtenverhältnis auf Widerruf für 
die Dauer der Ausbildung mit Wirkung zum 
1.9.2019 begründete die Klägerin ein aktives 
Dienstverhältnis zu der Stadt. Das Dienst-
verhältnis eines Beamtenanwärters stellt 
im Grundsatz ein Ausbildungsdienstver-
hältnis dar. Für die Dauer der Ausbildung 
bei der Stadt, das heißt vom 1.9.2019 bis 
zum Ende des Wehrdienstverhältnisses An-
fang 2021, stand die Klägerin nicht (mehr) 
im aktiven Dienst bei der Bundeswehr. An 
der Dienststelle des Amtes der Stadt übte 
sie weisungsgemäß innerhalb ihres aktiven 
Dienstverhältnisses diejenigen Tätigkeiten 
aus, die sie dienstrechtlich schuldete und 
die zu dem Berufsbild als Verwaltungsse-
kretärin gehörten. Somit hatte sie dort ihre 
erste Tätigkeitsstätte und nicht mehr am 
letzten militärischen Dienstort. Dass die 
bisherigen, höheren Bezüge weiter durch 
die Bundeswehr geleistet wurden, steht 
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der Annahme eines aktiven Dienstverhält-
nisses zu der Gemeinde nicht entgegen.

Dienstreisen mit dem privaten Fahrrad: 
Abzug der tatsächlichen Kosten möglich

Dienstreisen werden zwar zumeist mit dem 
Firmenwagen, dem privaten Pkw oder mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln durchgeführt, 
doch manch Arbeitnehmer nutzt auch sein 
privates Fahrrad für eine Auswärtstätig-
keit. Die Bundesregierung wurde gefragt, 
ob und in welcher Form Aufwendungen für 
Dienstreisen mit einem privaten Fahrrad 
steuerlich geltend gemacht werden kön-
nen. Die Antwort der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Katja Hessel lautet (BT-
Drucks. 20/7889, S 20): Werden Dienst-
reisen mit einem privaten Fahrrad des 
Arbeitnehmers durchgeführt, dürfen die 
tatsächlich entstehenden Aufwendungen 
als Werbungskosten angesetzt oder in die-
ser Höhe durch den Arbeitgeber steuerfrei 
erstattet werden. Dabei ist der Teilbetrag 
der jährlichen Gesamtkosten dieses Fahr-
zeugs anzusetzen, der dem Anteil der zu 
berücksichtigenden Fahrten an der Jahres-
fahrleistung entspricht. Der auf Grundlage 
eines Zeitraums von zwölf Monaten errech-
nete Kilometersatz kann so lange für jeden 
beruflich gefahrenen Kilometer angesetzt 
werden, bis sich die Verhältnisse wesent-
lich ändern (R 9.5 Absatz 1 Satz 4 LStR). 

Anstelle der tatsächlichen Aufwendun-
gen können die Fahrtkosten für eine 
berufliche Auswärtstätigkeit zwar auch 
in Höhe der pauschalen Kilometersät-
ze angesetzt werden, die im Bundes-
reisekostengesetz (BRKG) für das je-
weils benutzte Beförderungsmittel als 
höchste Wegstreckenentschädigung 
vorgesehen sind (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a  
Satz 2 EStG). In § 5 BRKG sind für folgende 
Fälle pauschale Kilometersätze vorgese-
hen: für die Benutzung eines Kraftwagens, 
z.B. Pkw, 0,30 Euro und für jedes andere 
motorbetriebene Fahrzeug 0,20 Euro für 
jeden gefahrenen Kilometer. Für Dienstrei-
sen mit einem privaten Fahrrad sind aber 
keine Pauschalen vorgesehen, das heißt, es 
bleibt nur der oben erwähnte Einzelnach-
weis. 

Praxistipp:
Eine Ausnahme gilt lediglich für die 
so genannten S-Pedelecs, wenn diese 
als motorgetriebene Fahrzeuge gelten. 
Hier können unseres Erachtens 0,20 
Euro für jeden gefahrenen Kilome-
ter pauschal angesetzt werden. Die 
herkömmlichen Pedelecs gelten jedoch 
nicht als motorgetriebenes Fahrzeug.
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Immobilienbesitzer

Grundstücksvermietung mit Betriebs-
vorrichtungen: Aufteilungsgebot 
verworfen

Werden Gebäude mitsamt so genannter 
Betriebsvorrichtungen vermietet, also An-
lagen und Maschinen, die speziell an den 
Betrieb angepasst sind und oftmals auch 
nicht ohne Weiteres aus dem Gebäude ent-
fernt werden können, darf die Vermietung 
nach bisheriger Auffassung nicht vollstän-
dig umsatzsteuerfrei erfolgen. Vielmehr 
soll der Anteil der Miete oder Pacht, der 
auf die Überlassung der Betriebsvorrich-
tungen entfällt, selbst dann umsatzsteu-
erpflichtig sein, wenn die Gebäudevermie-
tung ansonsten umsatzsteuerfrei erfolgt. 
Man spricht insoweit von einem Auftei-
lungsgebot der beiden Leistungen „Ge-
bäudevermietung“ und „Vermietung von 
Betriebsvorrichtungen“, auch wenn nur ein 
einziger Miet- oder Pachtvertrag vorliegt. 
Nunmehr haben der Europäische Gerichts-
hof und in der Folge der Bundesfinanzhof 
das Aufteilungsgebot verworfen. Bei der 
Grundstücksvermietung samt Betriebsvor-
richtungen liegt eine einheitliche Leistung 
vor, die insgesamt umsatzsteuerfrei sein 
kann (EuGH-Urteil vom 4.5.2023, C-516/21; 
BFH-Beschluss vom 17.8.2023, V R 7/23 / V 
R 22/20). 

Der Kläger vermietete im Rahmen eines 
Pachtvertrags ein Stallgebäude zur Pu-
tenaufzucht mit auf Dauer eingebauten 
Vorrichtungen und Maschinen. Diese Vor-
richtungen und Maschinen waren speziell 
auf die Nutzung des Gebäudes als Pu-
tenaufzuchtstall abgestimmt. Nach den 
Bestimmungen des Pachtvertrags erhielt 
der Kläger ein einheitliches Entgelt für die 
Überlassung des Zuchtstalls sowie der Vor-
richtungen und Maschinen. Er ging davon 
aus, dass seine Leistung bei der Verpach-
tung insgesamt umsatzsteuerfrei sei. Das 
Finanzamt vertrat hingegen die Ansicht, 
dass die Pacht der Vorrichtungen und Ma-
schinen nicht von der Umsatzsteuer befreit 

sei und dass das vereinbarte einheitliche 
Entgelt, das zu 20 Prozent auf die Maschi-
nen und Vorrichtungen entfalle, insoweit 
umsatzsteuerpflichtig sei (Aufteilungsge-
bot entsprechend Abschnitt 4.12.10 und 
Abschnitt 4.12.11 UStAE). Das Finanzgericht, 
der EuGH und nun auch der BFH sehen 
die Sache aber anders. Danach liegt eine 
insgesamt und damit auch im Umfang der 
Verpachtung der eingebauten Vorrichtun-
gen und Maschinen steuerfreie Leistung 
vor. Begründung: Aus dem Unionsrecht 
ergibt sich kein Erfordernis, einen einheit-
lichen wirtschaftlichen Vorgang in eigen-
ständige Leistungen aufzuteilen. Handelt 
es sich bei den mitvermieteten Vorrich-
tungen und Maschinen um speziell abge-
stimmte Ausstattungselemente, die nur 
dazu dienen, die vertragsgemäße Nutzung 
des Gebäudes, hier also des Putenstalls, 
unter optimalen Bedingungen in Anspruch 
zu nehmen, liegt bei der Vermietung des 
Gebäudes samt Betriebsvorrichtungen 
eine einheitliche Leistung vor, bei der die 
Überlassung der Betriebsvorrichtungen 
Nebenleistung zur Gebäudeüberlassung 
ist; es liegt folglich eine insgesamt nach § 
4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfreie 
Leistung vor. An der bisherigen Annahme 
eines Aufteilungsgebots von Leistungen ist 
nicht mehr festzuhalten.

Praxistipp:
Die aktuelle Rechtsprechung ist von 
Vorteil, wenn der Vorsteuerabzug aus 
dem Erwerb der Betriebsvorrichtungen 
nicht mehr von Belang und eine insge-
samt steuerfreie Vermietung sinnvoll 
ist. Sollte hingegen der Vorsteuerabzug 
aus dem Erwerb oder der Herstellung 
der Betriebsvorrichtungen begehrt 
werden, würde dem die Annahme einer 
insgesamt steuerfreien Vermietungs-
leistung entgegenstehen. Gegebenen-
falls wäre zu prüfen, ob eine Option 
zur Umsatzsteuerpflicht erfolgen sollte. 
Sicherlich wird die Finanzverwaltung 
zu der Thematik aber auch noch Stel-
lung beziehen.

Alle Steuerzahler

Kinderfreibetrag: Identifikationsnum-
mer des Kindes ist erforderlich

Wer Kindergeld beantragt, muss die steu-
erliche Identifikationsnummer des Kindes 
angeben (§  63 EStG). Die Familienkassen 
wollen durch einen Abgleich der Identifi-
kationsnummern eine missbräuchliche In-
anspruchnahme von Kindergeld und damit 
Überzahlungen vermeiden. Seit dem 1. Ja-
nuar 2023 ist auch für die Beantragung des 
Kinderfreibetrages und des Freibetrages 
für Betreuung-, Erziehung- und Ausbildung 
in der Steuererklärung erforderlich, dass 
die steuerliche Identifikationsnummer des 
Kindes angegeben wird (§ 32 Abs. 6 Satz 12 
EStG).

Praxistipp:
Finden Sie die Identifikationsnummer 
in den Unterlagen nicht mehr, dann 
können Sie diese über ein Eingabefor-
mular des Bundeszentralamts für Steu-
ern oder per Brief an dieses Amt erneut 
anfordern. Wenn an das Kind noch 
keine Identifikationsnummer vergeben 
worden ist oder deswegen nicht verge-
ben wird, weil es dauerhaft außerhalb 
Deutschlands wohnt oder sich aufhält 
und keiner inländischen Steuerpflicht 
unterliegt, erfolgt die Identifizierung 
durch andere geeignete Nachweise, 
zum Beispiel durch Ausweisdokumente, 
ausländische Urkunden oder die Anga-
be eines ausländischen Personenkenn-
zeichens. Damit sichergestellt ist, dass 
Kinder, deren Identität im Vergabever-
fahren der Identifikationsnummer oder 
auf andere geeignete Weise zunächst 
nicht eindeutig geklärt werden kann, 
dennoch berücksichtigt werden für die 
Monate, in denen sie die übrigen Vor-
aussetzungen für die Gewährung der 
Freibeträge für Kinder erfüllen, wirkt 
die Vergabe der Identifikationsnum-
mer oder die Identifizierung auf diese 
Monate zurück.
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